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Für das Europäische Parlament haben sich im Zeitraum 1991/92 einige wesentli-
che Veränderungen ergeben, die seine institutionelle Stellung, seine Führungs-
persönlichkeiten und seine politische Zusammensetzung gleichermaßen betreffen:
Der vom Europäischen Rat im Dezember 1991 in Maastricht vereinbarte "Vertrag
über die Europäische Union" enthält neben anderem auch eine Reihe von Be-
stimmungen zur Weiterentwicklung der politischen Rolle des Europäischen
Parlaments. Im Januar 1992 wurden das Präsidium und die anderen Führungs-
positionen turnusgemäß zur Hälfte der Wahlperiode neu besetzt. Neuer Präsident
wurde bereits im ersten Wahlgang der deutsche Christdemokrat Egon A. Klepsch.
Nach langen Diskussionen und Verzögerungen traten die britischen Konservativen
— wie zuvor auch bereits einige liberale Mitglieder der französischen U. D.F. von
Giscard d'Estaing — auf einer individuellen Grundlage der christdemokratischen
EVP-Fraktion bei, die damit den Abstand zur nach wie vor mit 179 Abgeordneten
größten sozialistischen Fraktion von 125 auf 162 Abgeordnete erheblich ver-
ringern konnte (vgl. zur neuen Zusammensetzung Tabelle).

Arbeitsschwerpunkte waren 1991/92 die parlamentarische Begleitung und Auf-
arbeitung der Regierungskonferenzen zur Ausarbeitung des Vertrages über die
Europäische Union sowie die Befassung mit Binnenmarkt-Materien, wobei das
Parlament erneut Akzente im sozialen und ökologischen Bereich setzte. Sein
Anliegen, bei den Wählern stärkere Beachtung zu finden, wurde durch die
Vielfalt der in Initiativentschließungen aufgegriffenen möglichst bürgernahen
Themen und Fragestellungen erkennbar: Sie reichten von der Einführung eines
EG-Umweltzeichens für Lebensmittel (Dezember 1991), über den Schutz der
Kinder (Dezember 1991), sanften Tourismus (Dezember 1991), Frauenförderung
(Februar 1991) sowie die Schaffung eines neuen "Helena-Preises" bis hin zur
Anerkennung von Leistungen von Frauen in der Wissenschaft (Mai 1991).

Auf der Tagesordnung des Parlaments standen häufig auch Themen der
internationalen Politik, wie die Lage in Jugoslawien und im Baltikum. Erneut
nutzten zahlreiche Staats- und Regierungschefs sowie andere Politiker das Euro-
päische Parlament als Plattform zur Übermittlung ihrer Vorstellungen an die
europäischen Völker; u. a. suchte 1991/92 den Gedankenaustausch mit den Ver-
tretern der europäischen Bürger der rumänische Außenminister Adrian Nastase
(Februar 91), der scheidende UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuellar (April
91), der Staatspräsident der CSFR Vaclav Havel (März 91), der polnische Staats-
präsident Lech Walesa (April 91), der chilenische Staatspräsident Patricio Aylwin
(April 91), der israelische Ministerpräsident Yitzak Schamir (Oktober 91), der
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Parlaments vom Februar

polnische Ministerpräsident Jan Krystof Bielecki sowie der ungarische Mini-
sterpräsident Joszef Antal. Den seit 1988 alljährlich verliehenen Sacharow-Preis
für Menschenrechte erhielt im Dezember 1991 der aus dem Kosovo stammende
Albanier Adem Demaci. Der Preisträger hatte mehr als drei Jahrzehnte gegen das
totalitäre Regime in seiner Heimat angekämpft.

Daneben erledigte das Parlament vielfältige Routine-Aufgaben: Während der
zwölf Plenarwochen in Straßburg wurden 1991 insgesamt 620 Entschließungen
und Beschlüsse angenommen, 2.905 schriftliche und 838 mündliche Anfragen an
die Kommission, 257 schriftliche und 238 mündliche Anfragen an den Rat sowie
119 schriftliche und 227 mündliche Anfragen an die Konferenz der Außenminister
(EPZ) gestellt1. Im Rahmen des Verfahrens der Zusammenarbeit wurden 62 erste
und 37 zweite Lesungen durchgeführt. Bei der zweiten Lesung billigte das Parla-
ment den gemeinsamen Standpunkt des Rates ohne Abänderungen in 16 Fällen,
in 21 Fällen verlangte es Änderungen. In drei Fällen wurde das Verfahren der
Zustimmung nach Art. 238 (Assoziierungsabkommen) durchgeführt.
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Systemgestaltung: Leichte Positionsverbesserungen durch Maastrichter Unionsvertrag

Die Arbeiten der seit Dezember 1990 tagenden Regierungskonferenzen zur Politi-
schen Union sowie zur Wirtschafts- und Währungsunion wurden vom EP intensiv
begleitet. In mehreren Debatten verdeutlichten die Abgeordneten ihre Erwartun-
gen und stellten u. a. im Oktober 1991 eine Reihe von Mindestforderungen für die
Vertragsänderungen auf2. Hierzu gehörten vor allem:
— die Einführung einer europäischen Staatsbürgerschaft;

die gleichberechtigte Mitwirkung des Europäischen Parlaments mit dem Rat an
der Gesetzgebung;

— ein Zustimmungsrecht zu künftigen Veränderungen des EWG-Vertrages;
— die Einführung des Prinzips der qualifizierten Mehrheitsentscheidungen im

Rat, vor allem in der Sozial-, Umwelt-, Energie- und Steuerpolitik;
— die Vereinbarung einer funktionsfähigen gemeinsamen Außen- und Sicherheits-

politik unter aktiver Mitwirkung des Parlaments.
Sollten diese Ziele nicht erreicht werden, könne das Europäische Parlament -
und mit ihm eine Reihe nationaler Parlamente — die Ergebnisse der Regierungs-
konferenzen nicht billigen. Darüber hinaus hatte das EP bereits zuvor gefordert,
daß die Zahl der Abgeordneten wegen des Hinzukommens der neuen deutschen
Bundesländer um 18 erhöht werden sollte. Einige Abgeordnete drohten bei einem
unbefriedigenden Resultat mit einer Obstruktions- und Blockadehaltung, die
darin bestehen würde, zukünftigen Haushaltsvorlagen, Assoziierungs- und Bei-
trittsabkommen solange die Zustimmung zu verweigern, bis das Parlament seine
Ziele durchsetzen könnte3.

Die Analyse des im Februar 1992 in Maastricht unterzeichneten Vertrages über
die Europäische Union zeigt, daß die Europa-Abgeordneten mit den darin festge-
legten Bestimmungen aus der Perspektive ihrer Institution nur begrenzt zufrieden
sein können4:
— Statt eines umfassenden Mitentscheidungsrechtes in der Gesetzgebung wurde

lediglich ein neues nur in ausgewählten Politikfeldern anzuwendendes Verfah-
ren nach Art. 189 b EG-Vertrag vereinbart. Dieses sieht in einem äußerst
komplizierten Ablauf drei Lesungen in Rat und Parlament sowie die Einset-
zung eines Vermittlungsausschusses vor. Sollten sich die beiden Organe nicht
einigen können, kann der Rat eine umstrittene Vorlage dennoch in Kraft
setzen. Das Parlament verfügt in diesem Falle allerdings über eine Veto-Mög-
lichkeit, die es in den Augen der Wähler jedoch erneut in die Position eines
Bremsers und Nein-Sagers versetzt. Dieses neue Verfahren nach Art. 189 b
findet in folgenden elf Gebieten Anwendung: Herstellung der Freizügigkeit
(Art. 49), Niederlassungsrecht (Art. 54-57), Dienstleistungen (Art. 66), Binnen-
markt (Art. 100 a und 100 b), Bildung (Art. 126), Kultur (Art. 128), Gesundheit
(Art. 129), Verbraucherschutz (Art. 129 a), transeuropäische Netze (Art. 129 d),
Teilbereiche der Forschungspolitik (Art. 130 i, 1) sowie Teilbereiche der Um-
weltpolitik (Art. 130 s, 3).

— Ausgeweitet wurde auch das Zustimmungsrecht des Parlaments, das künftig in
folgenden Fällen Anwendung findet: Entscheidungen zur Unionsbürgerschaft
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im Bereich des Aufenthaltsrechts (Art. 8 a), bei Grundsatzentscheidungen zu
den Strukturfonds (Art. 130 d) sowie zum Kohäsionsfonds (Art. 130 d), europäi-
schen Wahlverfahren (Art. 138), wichtige internationale Verträge einschließlich
Assoziierungsverträgen und solchen mit finanziellen Auswirkungen (Art.
228/238), Beitritten (Art. O) sowie Teilbereiche der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (Art. 105.6 und Art. 106.5).

- Als politisch sehr bedeutsam könnte sich die stärkere Beteiligung des Europäi-
schen Parlaments an der Einsetzung einer neuen EG-Kommission erweisen.
Nach den Bestimmungen des neuen Art. 158 des EG-Vertrages bedarf diese in
Zukunft der Zustimmung der Abgeordneten, um ihre Arbeit aufnehmen zu
können. Zudem wurde ihre Amtszeit an diejenige des Parlaments gekoppelt. In
Zukunft wird daher die Verbindung zwischen Parlament und Kommission noch
enger als bisher werden. Das EG-System dürfte sich damit in Richtung auf ein
parlamentarisches Regierungssystem weiter entwickeln.

- Positive Auswirkungen für das Verhältnis Abgeordnete/Wähler könnten drei
weitere vertragliche Neuerungen haben: Nach Art. 138 e ernennt das Parlament
einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist, Beschwerden über Mißstände bei der
Tätigkeit der Institutionen entgegenzunehmen. Verbessert wurde auch die
rechtliche Grundlage für das Petitionsrecht (Art. 138 d) und das parlamentari-
sche Untersuchungsrecht (Art. 138 c).

- Keine Berücksichtigung fanden hingegen die Parlamentsforderungen nach
einem Zustimmungsrecht zu Veränderungen der vertraglichen Grundlagen der
Gemeinschaft und nach einer Erhöhung der Abgeordnetenzahl wegen der
deutschen Vereinigung. Hier hatte das Parlament 18 zusätzliche Sitze für die
fünf neuen deutschen Länder gefordert. In einem Protokoll wurde lediglich die
Behandlung dieser Frage noch für 1992 in Aussicht gestellt.

Trotz erheblicher Bedenken beschloß das Plenum in seiner April-Sitzung 1992,
das Gesamtpaket von Maastricht mitzutragen und forderte die nationalen Parla-
mente zur raschen Ratifizierung auf5. Gleichzeitig wurde auf die Notwendigkeit
der Beseitigung wesentlicher Unzulänglichkeiten hingewiesen. Darüber hinaus
befaßte sich das Parlament auch mit Fragen der bevorstehenden EG-Erweiterun-
gen und deren institutionellen Auswirkungen6.

Routine-Arbeit bei der Politikgestaltung

Der Großteil der parlamentarischen Arbeit war auch 1991/92 bestimmt von der
Mitgestaltung der Gemeinschaftspolitiken. Im Berichtszeitraum stand die für
Ende 1992 vorgesehene Verwirklichung des EG-Binnenmarktes nach wie vor
deutlich im Vordergrund. Das EP wirkte konstruktiv und mit erkennbarem Erfolg
an der Gesetzgebung hierzu mit, wobei jedoch nach wie vor zu beachten ist, daß
seine Einflußmöglichkeiten aufgrund der verfahrensrechtlichen Bestimmungen mit
denen der nationalen Parlamente kaum vergleichbar sind7. Der eigentliche Ge-
setzgeber der Gemeinschaft ist — auch wenn das Parlament in unterschiedlichen
Verfahren am Prozeß beteiligt ist — noch immer der Rat, der am Ende in jedem
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Fall über die Vorlage abschließend entscheidet. Doch kann das Parlament im
geschickten Zusammenspiel mit der Kommission und einzelnen Mitgliedstaaten
seinen Einfluß zur Durchsetzung seiner Ziele geltend machen — und diesen
zusätzlich mit seinen Haushaltsrechten Nachdruck verleihen.

Wie auch in den Vorjahren erwies sich das Europäische Parlament auch
1991/92 vor allem als Vertreter sozialer und ökologischer Anliegen und veränderte
dabei häufig die Zielrichtung von primär "technischen" oder ökonomisch ausge-
richteten Vorlagen der Kommission8. In einer ausführlichen Debatte wurde im
September 1991 eine Zwischenbilanz zum Stand der Verwirklichung des Binnen-
markt-Programms gezogen9. Dabei standen sozialpolitische Fragen, der freie
Personenverkehr und die innere Sicherheit im Vordergrund. Vom Rat wurde die
rasche Verabschiedung von Richtlinien u.a. zum Mutterschutz, zur sozialen
Absicherung, zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, zur Förderung von Randregio-
nen und zur Anhörung und Mitbestimmung von Arbeitnehmern in multinationa-
len Unternehmen gefordert. Im Bereich der inneren Sicherheit sollten die vorhan-
denen Grauzonen durch das Schengener Abkommen abgebaut werden und
Gemeinschaftsverfahren an deren Stelle treten10.

Ein zweiter Arbeitsschwerpunkt bei der Politikgestaltung war 1991/92 die
Befassung mit den Problemen Mittel- und Osteuropas11. Auf allen Ebenen wurden
vielfältige politische Kontakte zu den Repräsentanten der von einem weitreichen-
den Umstellungsprozeß betroffenen Länder geknüpft. Die Ausgestaltung der
künftigen Zusammenarbeit sowie die Gewährung von Soforthilfen stand immer
wieder auf der Tagesordnung. Besondere Aufmerksamkeit widmeten die Abgeord-
neten dabei der Aushandlung der "Europa-Abkommen" mit den drei mitteleuro-
päischen Reformstaaten Ungarn, Polen und der CSFR. Im September 1991 wurde
der Stand der Verhandlungen sowie die Beziehungen zu den anderen osteuropäi-
schen Staaten ausführlich diskutiert12. Dabei wurde auch die Bedeutung der
Zusammenarbeit im Umweltschutz sowie im kulturellen Bereich unterstrichen.
Zur Förderung privater Investitionen wurde zudem eine europäische Lösung für
die Versicherung von Exportkrediten gefordert. 20% dieser Risiken sollen im
Rahmen eines europäischen Pools für die Exportkreditversicherung aus Mitteln
des Gemeinschaftshaushaltes rückversichert werden13.

Bezüglich der Finanzierung der Osteuropahilfe kam es bei den Beratungen des
Haushaltes 1992 zwischen Rat und Parlament zu einem Konflikt: Der Rat wollte
die Kosten für diese von allen Seiten befürwortete Hilfe für Mittel- und Ost-
europa durch Einsparungen in anderen Politikbereichen aufbringen. Das Parla-
ment verwahrte sich jedoch gegen die vorgesehenen Kürzungen, vor allem bei der
Sozial-, Forschungs- und Umweltpolitik, und forderte stattdessen einen höheren
Mittelansatz für den Gesamthaushalt 1992. Dies wurde vom Rat verweigert, mit
dem Ergebnis, daß der im Dezember 1991 vom Parlament verabschiedete Haus-
halt keine zusätzlichen Mittel für Mittel- und Osteuropa enthält14. Diese müssen
nun über einen Nachtragshaushalt bereitgestellt werden. Ein entsprechendes
Vorgehen war bereits im Vorjahr hinsichtlich der Hilfe für die Sowjetunion in
Höhe von 250 Mio. ECU sowie für Rumänien und Bulgarien (100 Mio. ECU)
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notwendig geworden. Erst in der Februar-Sitzung 1991 war der Weg für diese
zusätzlichen Mittel frei gemacht worden.

Vielfältige Aktivitäten zur Verbesserung der Beziehung zu den Wählern

Auch 1991/92 haben die Europa-Abgeordneten mit begrenztem Erfolg einen ver-
besserten Zugang zu ihren Wählern gesucht: Häufig wurden "populäre" und
aktuelle Themen — vor allem in den Bereichen Umwelt- und Verbraucherschutz
und Dritte Welt — aufgegriffen und spektakuläre Aktionen durchgeführt. Nach
wie vor ist der Bekanntheitsgrad des EP begrenzt, die Bereitschaft zur Unter-
stützung einer stärkeren Rolle für das Europäische Parlament zugleich beträcht-
lich. Bei einer im Herbst 1991 in allen zwölf EG-Staaten durchgeführten "Euro-
Barometer"-Umfrage unterstützten 65% der befragten EG-Bürger eine gleichbe-
rechtigte Gesetzgebungsrolle von Parlament und Rat ("Ko-Legislative")15. Selbst
im EG-kritischen Dänemark befürworteten mit 49% gegen 38% eine deutliche
Mehrheit der Befragten eine derartige Positionsstärkung des Parlaments.

Fraglich bleibt, ob die Schaffung immer neuer, regelmäßiger zu vergebender
Preise durch das Europäische Parlament der richtige Weg zu mehr Aufmerksam-
keit in den Augen der Wähler ist. Nach dem Sacharow-Preis für die Achtung der
Menschenrechte, dem Preis "Frauen Europas" und dem "NIKE-Preis" wurde im
Mai 1992 ein neuer "Helena-Preis" für Frauen in den Bereichen Forschung,
Kunst, Literatur, Unternehmensarbeit und menschliche Verdienste ausgesetzt.
Dieser alljährlich zu vergebende Preis ist mit 100.000 ECU dotiert. Derartige
Aktivitäten mögen dem Parlament kurzfristig zu einer gewissen Publizität verhel-
fen. Zumindest genauso wichtig für eine bessere Beziehung Wähler/Abgeordneter
ist jedoch die konstruktive parlamentarische Arbeit in den besonders wichtigen
Aufgabenfeldern der Verwirklichung des Binnenmarktes, der Reform der Agrar-
politik, des Umweltschutzes und der Weiterentwicklung der EG in Richtung auf
eine demokratische und handlungsfähige Europäische Union. Dieses Wirken muß
dem Wähler durch gute Presse- und Informationsarbeit verstärkt verdeutlicht
werden. Einen Ansatzpunkt bietet hierbei der Ausbau des Petitionsrechts sowie
die Akzentuierung der Arbeit des im Maastrichter Unionsvertrag beschlossenen
Bürgerbeauftragten16. Bisher wird das Petitionsrecht z.T. wegen allzu geringer
Information dieses Bürger-Instruments nur allzu zögerlich genutzt. Zwischen März
1990 und März 1991 gingen lediglich 785, im Folgejahr sogar nur 694 Petitionen,
beim Europäischen Parlament ein17; beim Deutschen Bundestag sind es pro Jahr
mehr als 20.00018. Die in den Petitionen an das Europäische Parlament angespro-
chenen Themen signalisieren die von den Bürgern verspürten Problembereiche:
Nachteile durch unterschiedliche Sozialsysteme in den Mitgliedstaaten, Schwierig-
keiten bei der Anerkennung von beruflichen Qualifikationen, Verletzungen des
EG-Umweltrechts, Verbot von Tierversuchen für pharmazeutische Zwecke
u. a. m.19. Möglicherweise kann die Einsetzung eines Bürgerbeauftragten durch das
Europäische Parlament eine größere Bürgernähe und Personalisierung herstellen,
Faktoren, an denen es im EG-Rahmen allgemein und beim Europäischen Parla-

86 Jahrbuch der Europäischen Integration 1991/92



Das Europäische Parlament

ment im hohen Maße nach wie vor fehlt. Der Bekanntheitsgrad der bisherigen
EP-Präsidenten Simon Veil, Piet Dankert, Pierre Pflimlin, Lord Plumb und
Enrique Baron bei den Bürgern blieb begrenzt. Abzuwarten bleibt, ob der neue
Präsident Egon A. Klepsch zumindest das Interesse der Medien in seinem Hei-
matland auf sich ziehen kann.

Ausblick: Reformprozeß der kleinen Schritte geht weiter

Das entscheidende Ereignis des Jahres 1991 war aus der Sicht des Europäischen
Parlaments zweifellos die Aushandlung des Vertrages über die Europäische
Union. Bei der Bewertung der Maastrichter Ergebnisse muß man sich vor Augen
führen, daß das Europäische Parlament noch immer eine vergleichsweise junge
Institution ist20. Beim Kampf um mehr Rechte hat es seit den Aufgabenbeschrei-
bungen der Gründungsverträge von 1951/57 (Beratung und Kontrolle) erhebliche
Fortschritte erreicht. Von den Regierungen wird die Notwendigkeit einer parla-
mentarischen Kontrolle und Mitwirkung am EG-Entscheidungsprozeß kaum mehr
bestritten. Doch bestehen einzelne Staaten noch immer darauf, daß das letzte
Wort in den Händen des Rates, d. h. der Regierungsvertreter, verbleiben müsse.
Bei der Suche nach Kompromißlösungen zwischen der Forderung nach einer
gleichberechtigten Mitentscheidung zwischen Rat und Parlament einerseits und
dem Beharren auf einer nationalen Vormachtstellung werden immer neue und
immer kompliziertere Verfahren ersonnen, die nur noch von Fachleuten nachvoll-
zogen werden können. Das Anliegen nach Transparenz und Bürgernähe bleibt
dabei auf der Strecke.
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